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BUNDESVERWALTUNGSGERICHT
BESCHLUSS

BVerwG 8 B 32.11 
VG 29 A 260.07

in der Verwaltungsstreitsache

1. der Frau Ruth Imbsweiler-Oswait,
Rufacherstraße 28, 04055 Basel/Schweiz,

2. des Herrn Stefan Thomas Oswalt,
Striempelstraße 34 A, 08135 Langnau a. Albis/Schweiz,

3. der Frau Helene Oswalt-Bläuer,
Zelgstraße 60, 08134 Adliswil/Schweiz,

4. des Herrn Christof Dietrich Becker,
Chemin de la Beraille 4a, 01226 Thonex/Genf/Schweiz,

Kläger und Beschwerdeführer,

- Prozessbevollmächtigte zu 1 bis 4;

1. Rechtsanwälte Frantzen & Wehle,
Joachimstaler Straße 10-12,  10719 Berlin -

2. Rechtsanwälte Mattle, Neidhart, Voiienweider u.a., 
Henric-Petri-Straße 19, 04051 Basei/Schweiz -

E i n g e g a n g e n
29.  SEP.  2011 
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g e g e n

die Bundesrepublik Deutschland,
vertreten durch das Bundesamt für zentrale Dienste und offene 
Vermögensfragen,
DGZ-Ring 12, 13086 Berlin,

1 ,v P  0  H I ,rrä j Beklagte und Beschwerdegegnerin,
i

Beigeiadene:

Ay. Aufbä'üi jVei'iagsJruppe GmbH,
•i->i ■ »Neue^Prorrienade 6, 10178 Berlin, 

vertreten durch den Insolvenzverwalter 
Rechtsanwalt Joachim Voigt-Salus,
Rankestraße 33, 10789 Berlin,

2. Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben, 
vertreten durch den Abwickler Dr. Manfred Schüler,
Markgrafenstraße 45, 10117 Berlin,

3. Rütten & Loening GmbH
vertreten durch den Nachtragsliquidator 
Hermann J. Elter,
Bockenheimer Landstraße 83, 60325 Frankfurt,

- Prozessbevollmächtigte zu 2: 
Rechtsanwälte v. Mettenheim & Toussaint, 
Dürrbachstraße 15, 76227 Karlsruhe -

hat der 8. Senat des Bundesverwaltungsgerichts 
am 16. September 2011
durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht 
Prof. Dr. Dr. h.c. Rennert und
die Richterinnen am Bundesverwaltungsgericht Dr. Hauser und Dr. Held-Daab

beschlossen:

Die Beschwerde der Kläger gegen die Nichtzulassung der 
Revision in dem Urteil des Verwaitungsgerichts Berlin vom
16. Dezember 2010 wird zurückgewiesen.



Die Kläger tragen die Kosten des Beschwerdeverfahrens 
einschließlich der außergerichtlichen Kosten der Beigela­
denen zu 2. Die Beigeladenen zu 1 und 3 tragen ihre 
außergerichtlichen Kosten jeweils selbst.

Der Wert des Streitgegenstandes wird für das Beschwer­
deverfahren auf 51 129 € festgesetzt.

G r ü n d e :

Die Kläger machen vermögensrechtliche Ansprüche hinsichtlich des Verlagsun­

ternehmens Rütten & Loening geltend. Es war ursprünglich in Frankfurt am 

Main ansässig, wurde 1936 auf Anordnung der Reichsschrifttumskammer ver­

äußert, vom Erwerber nach Potsdam verlegt und dort nach dem Ende des 

Zweiten Weltkriegs besatzungsrechtlich enteignet. Das Verwaltungsgericht hat­

te die Beklagte mit Teilurteil vom 24. Januar 2008 verpflichtet, die Restitutions­

berechtigung der Rütten & Loening OHG i.L. festzustellen. Dieses Teilurteil hat 

das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 25. November 2009 - BVerwG 

8 C 12.08 - (BVerwGE 135, 272 = Buchholz 428 § 1 Abs. 6 VermG Nr. 52) auf­

gehoben und die Sache zurückverwiesen. Die Vorinstanz habe nach § 110 

VwGO nicht durch Teilurteil entscheiden dürfen und zu Unrecht die Anwend­

barkeit des § 1 Abs. 6 VermG bejaht. Daraufhin hat das Verwaltungsgericht mit 

dem angegriffenen Urteil vom 16, Dezember 2010 die Klage abgewiesen und 

die Revision nicht zugelassen.

Die dagegen erhobene Beschwerde, die sich allein auf die grundsätzliche Be­

deutung der Rechtssache nach § 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO beruft, hat keinen 

Erfolg. Sie wirft keine höchstrichterlich noch ungeklärte Rechtsfrage des revi­

siblen Rechts auf, die in einem - weiteren - Revisionsverfahren zu klären wäre. 

Der Vortrag, das Urteil des Senats vom 25. November 2009 habe die räumliche 

Anwendbarkeit des § 1 Abs. 6 VermG auf der Grundlage einer Auslegung ver­

neint, die der rückerstattungsrechtlichen Rechtslage nicht ausreichend Rech­

nung trage und dem Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG), dem Rechts- und 

Soziaistaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 und 3, Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG) sowie den 

allgemeinen Regeln des Völkerrechts (Art. 25 GG) widerspreche, genügt dazu



nicht. Die damit kritisierte Abgrenzung des räumlichen Anwendungsbereichs 

des § 1 Abs. 6 VermG könnte im angestrebten zweiten Revisionsverfahren 

wegen der Selbstbindung des Revisionsgerichts an das zurückverweisende 

Urteil vom 25. November 2009 nicht - nochmals - geklärt werden. Der Senat ist 

vielmehr im selben Umfang wie das Verwaltungsgericht an die das Urteil vom 

25. November 2009 tragende Rechtsauffassung zur Konkretisierung der Ab­

grenzung gebunden.

3 Der Grundsatz der Selbstbindung lässt sich aus dem Regelungszweck des

§ 144 Abs. 6 VwGO herleiten und erstreckt die dort ausdrücklich angeordnete 

Bindung der Vorinstanz an das zurückverweisende Urteil auf das Revisionsge­

richt. Er gewährleistet die Stetigkeit der Rechtsprechung im selben Streitverfah­

ren und gibt den Beteiligten für die weitere Prozessführung Rechtssicherheit. 

Gleichzeitig vermeidet er ein Hin- und Herschieben des Verfahrens zwischen 

Vorinstanz und Revisionsgericht (GmS-OGB, Beschluss vom 6. Februar 1973

- GmS-OGB 1/72 - BVerwGE 41, 363 <367> -  Buchholz 310 § 144 VwGO 

Nr. 22; BVerwG, Urteil vom 22. Juni 1977 - BVerwG 8 C 49.76 - BVerwGE 54,

116 <121 f.> = Buchholz 310 § 130 VwGO Nr. 6; Eichberger, in: Schoch/ 

Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, § 144, Stand; Januar 2003, Rn. 127 f., 130; 

Neumann, in: Sodan/Ziekow, VwGO, 3. Aufl. 2010, § 144 Rn. 79 f.; Kraft, in: 

Eyermann, VwGO, 13. Aufl. 2010, § 144 Rn. 29). Der Umfang der Selbstbin­

dung entspricht dem Umfang der Bindung der Vorinstanz. So entfällt die 

Selbstbindung bei einer Änderung der maßgeblichen Sach- oder Rechtslage 

oder bei einer zwischenzeitlichen Änderung der einschlägigen höchstrichterii- 

chen Rechtsprechung (GmS-OGB, Beschluss vom 6. Februar 1973 a.a.O.

S. 367 ff.; BVerwG, Urteil vom 30. Mai 1973 - BVerwG 8 C 159.72 - BVerwGE 

42, 243 <247> = Buchholz 310 § 144 VwGO Nr. 26; Eichberger, a.a.O. Rn. 129 

mit Verweis auf Rn. 125 f.). Solche Umstände sind weder geltend gemacht 

noch erkennbar.

4 Der Auffassung, die Selbstbindung des Revisionsgerichts entfalle auch, wenn 

es beabsichtige, seine Rechtsprechung aus Anlass des zweiten Revisionsver­

fahrens zu ändern (vgl. dazu Neumann, a.a.O. Rn. 80; Kopp/Schenke, VwGO,

17. Aufl. 2011.. § 144 Rn. 16), vermag der Senat sich nicht anzuschließen. Eine
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Befugnis des Revisionsgerichts, seine Rechtsprechung in ein- und demselben 

Verfahren ohne jede Änderung entscheidungserheblicher Umstände abzuän­

dern, würde die Selbstbindung zur Disposition des Gerichts steilen und damit 

aufheben. Der bisherige Ertrag des Prozesses wäre nicht mehr zu sichern und 

ein Hin- und Herschieben des Verfahrens zwischen den Instanzen nicht mehr 

ausgeschlossen (Beschluss vom 4. Juli 2011 - BVerwG 7 B 26.11 - juris Rn. 9 

m.w.N.; vgl. Beschlüsse vom 5. Februar 2008 - BVerwG 9 B 14.08 - ZMR 2008, 

581 f. und vom 13. November 2009 - BVerwG 5 B 57.09 - juris; Eichberger, 

a.a.O. Rn. 130).

Eine abweichende Beurteilung ist nicht mit der Befugnis des Revisionsgerichts 

zu begründen, seine Rechtsprechung in einem anderen Verfahren - auch in 

einem Parallelverfahren derselben Beteiligten (Beschluss vom 22. Januar 2009

- BVerwG 8 B 93.08 - Buchholz 428 § 1 Abs. 8 VermG Nr. 40 Rn. 8 f.) - zu än­

dern und die geänderte Rechtsprechung einer späteren zweiten Revisionsent­

scheidung im anhängigen Verfahren zu Grunde zu legen (Beschluss vom 4. Juli 

2011 a.a.O. Rn. 9). Darin liegt kein Widerspruch zu den oben dargestellten, aus 

§ 144 Abs. 6 VwGO abgeleiteten Grundsätzen. Die Vorschrift begründet eine 

Bindungswirkung nur für ein- und dasselbe Streitverfahren (Beschluss vom

22. Januar 2009 a.a.O. Rn. 8). Dies dient dem Ausgleich zwischen der Pro­

zessökonomie, der Rechtssicherheit und dem Vertrauensschutz einerseits so­

wie dem Interesse an einer Fortentwicklung der Rechtsprechung andererseits. 

Danach müssen die Beteiligten sich auf eine zwischenzeitliche Änderung der 

höchstrichterlichen Rechtsprechung anlässlich eines anderen Verfahrens eben­

so einstellen wie auf eine zwischenzeitliche Änderung der Rechts- oder Sachla­

ge. Daraus folgt jedoch nicht, dass auch die Selbstbindung in ein- und demsel­

ben Verfahren zur Disposition des Revisionsgerichts stünde.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 i.V.m. § 162 Abs. 3 VwGO.

Die Streitwertfestsetzung folgt aus § 47 Abs. 1 und 3, § 52 Abs. 1 GKG.

Prof. Dr. Dr. h.c. Rennert Dr. Hauser Dr. Held-Daab


